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Am 6.7.2021 hat die Berliner Landesregierung 
ihren „Bericht über die Lebenslagen und Teil-
habe von Menschen mit Behinderungen 2019“ 
verabschiedet. Um zielgenaue Maßnahmen  
zur Umsetzung der UN-BRK in verschiedenen  
Lebensbereichen zu entwickeln, bedarf es einer 
gesetzlichen Grundlage für eine verpflichtende, 
konsequent an der UN-BRK ausgerichtete  
Berichterstattung sowie einer fundierten  
Datenbasis.
Mit dem Teilhabebericht 2019 kommt die Berliner 
Landesregierung ihrer gesetzlichen Verpflichtung 
nach, alle vier Jahre über die Lage der Menschen 
mit Behinderungen und die Entwicklung ihrer Teil­
habe zu berichten (§ 11 Abs. 1 LGBG). Erstmals hat 
die Landesregierung darin eine „lebenslagenorien­
tierte und auf Indikatoren gestützte Berichterstat­
tung der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen“ 
angestrebt und alle verfügbaren amtlichen Statis­
tiken zu verschiedenen Lebensbereichen von  
Menschen mit Behinderungen zusammengetragen. 
Das ist ausdrücklich zu würdigen. Allerdings  
mangelt es dem Berliner Teilhabebericht an aus­
sagekräftigen empirischen Daten, worauf im Text 
selbst hingewiesen wird1. Über die tatsächliche 
Lebenssituation von Menschen mit Behinderungen 
in Berlin – aufgeschlüsselt nach Merkmalen wie 
Art der Beeinträchtigung, Alter, Geschlecht oder 
Migrationsgeschichte – können kaum Aussagen 
gemacht werden. Der Teilhabebericht sollte sich 
aber ausdrücklich zum Ziel setzen, die Umsetzung 
der UN­Behindertenrechtskonvention (UN­BRK) in 
Berlin messbar zu machen, Daten zur Verwirklichung 
der einzelnen Rechte der UN­BRK zusammenzu­
führen und die Berichterstattung konsequent 
menschen rechtlich auszurichten.
Im Folgenden werden die zentralen Merkmale  
einer modernen Teilhabeberichterstattung erläutert 
und Empfehlungen für Schritte in diese Richtung 
unterbreitet. Der Teilhabebericht als behinderten­
politisches und menschenrechtliches Instrument 
steht dabei im Vordergrund. Eine Bewertung der im 
Teilhabebericht 2019 dargestellten Situation von 
Menschen mit Behinderungen in Berlin erfolgt an 
dieser Stelle nicht.
Umsetzungsstand der UN-BRK messen
Die Behindertenberichterstattung diente lange vor 
allem der Darstellung erbrachter Leistungen für 
Menschen mit Behinderungen. Moderne Teilhabe­
berichte verfolgen hingegen das Ziel, den Umset­
zungsstand der Konvention und die Lebenslagen 
von Menschen mit Behinderungen ausgehend von 
den in der UN­BRK formulierten Rechten anhand 
empirischer Daten abzubilden. Dies entspricht den 
Vorgaben aus Artikel 31 UN­BRK. Er verpflichtet 
die Vertragsstaaten zur Sammlung geeigneter  
Informationen, um politische Konzepte zur Umset­
zung der Konvention zu entwickeln.2 Denn nur mit  
einer datenbasierten Teilhabeberichterstattung  
können menschenrechtliche Problemlagen erfasst 
und politische Maßnahmen zur besseren Umset­
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gen zielgenau geplant werden. Ein Trend hin zu 
dieser neuen Form der Berichterstattung ist seit 
einigen Jahren im Bund und in einigen Bundes­
ländern zu erkennen: Seit April 2021 liegt der  
Dritte Teilhabebericht der Bundesregierung vor.3 
Mit Sachsen4 (2017) und Nordrhein­Westfalen5 
(2020) haben auch die ersten Bundesländer ent­
sprechend ausgerichtete Teilhabeberichte veröf­
fentlicht, die den Vorgaben von Artikel 31 UN­BRK 
Rechnung tragen sollen.
Datengrundlage schaffen und alle  
Artikel der UN-BRK erfassen
Der Berliner Teilhabebericht nennt zu Beginn sei­
ner thematischen Kapitel zwar einschlägige Artikel 
der UN­BRK, leitet daraus aber nicht ab, welche 
Daten und Indikatoren herangezogen werden kön­
nen und müssen, um den Umsetzungsstand des 
jeweiligen Rechts zu messen. Die im Bericht ver­
wendeten amtlichen Statistiken reichen hierzu 
nicht aus. Während die UN­BRK ein neues Ver­
ständnis von Behinderung etabliert hat, bei dem 
es um den Abbau von Barrieren und eine inklusive 
Gestaltung aller gesellschaft lichen Bereiche von 
Beginn an geht, sind viele dieser Statistiken wei­
terhin von einem medizinischen Blick auf Behinde­
rung geprägt. Der Bericht führt beispielsweise auf, 
welche Unterstützungsleistungen Schulkinder mit 
Behinderungen und ihre Familien in Anspruch 
nehmen können. Er enthält aber kaum Daten zur 
Barrierefreiheit der Schulen und keine Angaben 
zu den erzielten Schulabschlüssen, obwohl diese 
zentral für die Bewertung der Qualität der Inklu­
sion und den aktuellen Stand der Umsetzung des 
Rechts auf Bildung sind. Zukünftige Teilhabebe­
richte sollten daher die Rechte der UN­BRK zum 
Ausgangspunkt nehmen, nicht die verfügbaren  
amtlichen Statistiken.
Die in der Berichterstattung zusammengeführten  
Daten sollten alle Rechte der UN­BRK abdecken. 
Gravierende Datenlücken finden sich im „Teil habe ­
bericht 2019“ insbesondere in Bereichen, die  
tra ditionell keine Kernthemen der Behinderten­
politik darstellten, sondern denen erst im Zuge 
der Bewusstseinsveränderung nach Inkrafttreten 
der UN­BRK verstärkt Aufmerksamkeit zukam. 
Dies betrifft unter anderem die Bereiche Gewalt­
schutz, Freiheit und Zwang, Familie, politische 
Partizipation, Freizeit, Tourismus und Sport. Außer­
dem fällt auf, dass der Bericht zur Lage soge­
nannter vulnerabler Gruppen wie wohnungs losen 
oder geflüchteten Menschen mit Behinde rungen 
kaum Angaben macht. Positiv hervor zuheben  
ist, dass der Teil habebericht viele Datenlücken  
bereits selbst benennt. Daran anschließend  
sollte die Landes regierung nun alle nötigen  
Schritte zur Schließung dieser Lücken unterneh­
men und Datenerhebungen so ausbauen, dass  




Berlin sollte die Berichterstattung nicht auf eigene 
Verwaltungsdaten beschränken, sondern weitere  
Datenquellen erschließen. Der Bundesteilhabe­
bericht und die Teilhabeberichte von Nordrhein­
West falen und Sachsen bedienen sich zusätzlich 
bundesweit durchgeführter Sozialstudien wie des 
Mikrozensus und des sozioökonomischen Panels 
(SOEP). Diese werden als repräsentative Befragun­
gen der Bevölkerung durchgeführt. Das SOEP  
erfasst dabei neben objektiven Daten wie Ein­
kommen oder Arbeitssituation auch subjektive  
Einschätzungen der eigenen Lebenssituation. 
Mittlerweile liegen außerdem erste Ergebnisse der 
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales in 
Auftrag gegebenen „Repräsentativbefragung zur 
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen“ vor.6 
Es sind also prinzipiell umfangreichere und aussa­
gekräftigere Daten zu den Lebenslagen von Men­
schen mit Behinderungen vorhanden, die zukünftig 
für die Teilhabeberichterstattung in Berlin heran­
gezogen werden können. Eine Sonderauswertung 
der Daten sätze für Berlin ist möglich, erfordert  
allerdings die Expertise spezialisierter sozial­
wissenschaft licher Dienstleister. Um den Standards 
für eine moderne Teilhabeberichterstattung zu ent­
sprechen, sollte eine externe Vergabe des Teilhabe­
berichts 2023 erfolgen und die entsprechenden 
Haushaltsmittel bereitgestellt werden.
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Teilhabebericht als Planungsgrund-
lage für den Aktionsplan
Gute Teilhabeberichte dienen Politik und Verwal­
tung als solide Planungsgrundlage und helfen, ziel­
genaue Maßnahmen zur besseren Umsetzung der 
UN­BRK in den verschiedenen Lebensbereichen  
zu entwickeln. Für die Bündelung solcher Maßnah­
men haben sich Aktionspläne zur Umsetzung der 
UN­BRK etabliert. Die Teilhabeberichterstattung 
kann die politische Diskussion zur Lage von Men­
schen mit Behinderungen anregen und zur Planung 
von Maßnahmen für die Umsetzung der UN­BRK 
beitragen. Das hat sich zuletzt in Nordrhein­West­
falen gezeigt, wo der Landtag sich umfangreich 
mit dem Teilhabebericht auseinandersetzte, um 
daraus Maßnahmen für den neuen Aktionsplan  
abzuleiten.7
Da der Berliner Teilhabebericht 2019 ein halbes  
Jahr nach dem Aktionsplan der Berliner Landes­
regierung8 veröffentlicht wurde, konnte er  
nicht als Grundlage für die Maßnahmenplanung  
im Aktionsplan dienen.9 Sein Berichtszeitraum 
(2013­2018) liegt bereits deutlich in der Vergan­
genheit. Deshalb ist es dringend erforderlich, dass 
die Senatsverwaltung zügig die Erstellung eines 
neuen Berliner Teilhabeberichts in die Wege leitet. 
Dieser sollte zur Mitte der kommenden Legislatur­
periode vorliegen, damit der nächste Aktionsplan 





Aktuell reformiert Berlin sein Landesgleichberech­
tigungsgesetz (LGBG). Der Gesetzentwurf wurde 
am 8.6.2021 vom Senat verabschiedet und befin­
det sich zurzeit im parlamentarischen Verfahren. 
Die erste Lesung im Abgeordnetenhaus fand am 
17.6.2021 statt. Entgegen dem derzeit in Kraft  
befindlichen LGBG enthält der Entwurf keine  
Verpflichtung zur regelmäßigen Unterrichtung des  
Abgeordnetenhauses über die Lage der Menschen 
mit Behinderungen und die Entwicklung der Teil­
habe in Berlin.10 Es ist menschenrechtlich nicht 
nachvollziehbar, dass im Gesetzentwurf der Landes­
regierung zur Reform des LGBG keine Verpflichtung 
zur Teilhabeberichterstattung mehr enthalten  
ist. Im parlamentarischen Verfahren sollte diese 
wieder in das Gesetz aufgenommen und dahin­
gehend spezifiziert werden, dass die Berichterstat­
tung künftig menschenrechtsbasiert geschieht.
Empfehlungen
Die Monitoring­Stelle UN­Behindertenrechtskon­
vention empfiehlt dem Berliner Abgeordnetenhaus:
1  Im Rahmen der Novelle des Landesgleichbe­
rechtigungsgesetzes (LGBG) eine Verpflichtung 
der Landesregierung zur Berichterstattung zur 
Lebenssituation von Menschen mit Behinde­
rungen und zur Umsetzung der UN­BRK auf­
zunehmen.
2  Sich mit den Inhalten und dem Format des 
Teilhabeberichts 2019 politisch auseinander­
zusetzen und sich für eine Weiterentwicklung 
der Berichterstattung einzusetzen.
Sie empfiehlt der Berliner Landesregierung:
3  Die Teilhabeberichterstattung künftig konse­
quent an der UN­BRK auszurichten und gemäß 
der Verpflichtung aus Artikel 31 UN­BRK  
Daten zur Umsetzung aller Rechte der Kon­
vention aufzunehmen und bestehende Daten­
lücken zu schließen.
4  Den nächsten Teilhabebericht von einem exter­
nen Dienstleister erstellen zu lassen, der für die 
Auswertung von Daten und Studien spezialisiert 
ist und solche systematisch für Berlin auswer­
tet. Dieser Erstellungsprozess soll von einem 
wissenschaftlichen Beirat unter Beteiligung von 
Menschen mit Behinderungen begleitet werden.
5  Teilhabebericht und Aktionsplan zeitlich so 
aufeinander abzustimmen, dass die Erkennt­
nisse des nächsten Teilhabeberichts in die  
Planung politischer Maßnahmen im Aktions­
plan 2025 einfließen können.
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